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Mohamed Nasheed löste 
2008 als Präsident den bis 
dato 30 Jahre lang herr-

schenden Präsidenten Maumoon 
Gayoom ab und leitete eine Demo-
kratisierung des Landes ein. Unver-
gessen bleibt sein Engagement ge-
gen die globale Erwärmung vor und 
während der Kopenhagener Klima-
konferenz 2009 sowie die interna-
tionale Aufmerksamkeit, die zuvor 
die Unterwasser-Konferenz seines 
Kabinetts auf sich gezogen hatte. 
Die „Vereinigung der Kleinen In-
selstaaten“ konnte durch diesen Me-
diencoup einen wesentlich größeren 
Einf luss auf die Ergebnisse der Kon-
ferenz ausüben, als aufgrund ihres 
politischen Gewichts in der Welt zu 
erwarten gewesen wäre. 2012 wur-
de Mohamed Nasheed durch einen 
Polizeiputsch aus dem Präsidenten-
amt gedrängt, 2013 aufgrund falsch-
er Vorwürfe von seinem Nachfol-
ger, Präsident Abdulla Yameen, ins 
Gefängnis geworfen. Das Gefäng-
nis kannte er schon aus der Zeit vor 
2008, als man ihn gefoltert hatte. 
Der internationale Druck erlaubte 
ihm, 2015 nach Großbritannien aus-
zureisen, um seinen Rücken behan-
deln zu lassen. Dort erhielt er auch 
politisches Asyl. 

Ab 2017 begleitete er die politischen 
Entwicklungen seines Landes von Sri 
Lanka aus. Er wandte sich insbeson-
dere gegen die zunehmende Korrupti-
on und die regelwidrige Verpachtung 
von Inseln an Tourismusinvestoren, 
die rapide Entdemokratisierung und 
Hinwendung zu einem extremen Is-
lamverständnis sowie die Anbiederung 
an China wegen gigantischer Kredite 
für Infrastrukturmaßnahmen. Auf ei-
ner Welle der Sympathie für Nasheed 
siegte bei der Präsidentschaftswahl im 
September 2018 Ibrahim Solih, sein 
Freund, Verwandter und Parteigenos-
se der Maledivischen Demokratischen 
Partei (MDP). Solih wurde Präsident. 
Nasheed selbst durfte nicht kandidie-
ren, weil er rechtsgültig verurteilt war. 
Im April 2019 fanden Parlaments-
wahlen statt, die der MDP – Nasheed 
ist ihr Vorsitzender bis heute – eine 
Mehrheit mit mehr als zwei Drittel aller 
Sitze im Majlis, dem Parlament, sicher-
ten. Auf dieser Basis wurde Mohamed 
Nasheed Parlamentspräsident. Viele 
Gesetze zur Demokratisierung, De-
zentralisierung, Frauenpolitik, Justiz-
reform, Korruptionsbekämpfung und 
andere folgten. Am 6. Mai 2021 wur-
de in der Hauptstadt Male ein Bom-
benattentat auf ihn verübt, das er nur 
knapp überlebte. Nach ersten lebenser-

haltenden Operationen in Male wurde 
er auf Betreiben des deutschen Hono-
rarkonsuls der Malediven und Mit-
glied des Bundestags, Christian von 
Stetten (CDU), nach Berlin ausgeflo-
gen. Er wurde im Militärkrankenhaus 
in Moabit behandelt. Dort ist man auf 
Schrapnellverletzungen spezialisiert. 
Nach seiner Genesung im August rei-
ste Nasheed nach Großbritannien. Er 
will erst wieder in die Malediven rei-
sen, wenn die Hintermänner des Kom-
plotts gegen ihn verhaftet sind. 

Theodor Rathgeber / SÜDASIEN: Wir 
würden gerne Ihre Ansichten zu vier The-
menbereichen kennenlernen: Zur gegen-
wärtigen politischen Situation in den 
Malediven, zur Klima- und Umweltpo-
litik, zur Wirtschaft und den Finanzen 
und zu den auswärtigen Beziehungen. 
Schließlich wollen wir gerne von Ihnen 
wissen, ob Sie bestimmte Erwartungen 
an die EU und besonders an Deutsch-
land haben. Wir waren schockiert über 
den Anschlag auf Ihr Leben und sind froh, 
dass Sie sich auf dem Weg zur vollstän-
digen Genesung befinden. Wenn Sie auf 
den Anschlag zurückblicken, was ist Ihre 
politische Ansicht dazu?
Mohamed Nasheed: Ich denke, er 
wurde von islamischen Extremisten 
verübt. Die vier jungen Männer, die 
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die Bombe legten, befinden sich im Ge-
fängnis. Aber ich fürchte, wir waren 
nicht in der Lage, diejenigen festzuneh-
men, die den Anschlag ausgeheckt, ge-
plant und finanziert haben. Auch das 
dahinterstehende Netzwerk haben wir 
nicht aufdecken können. Pro Kopf der 
Bevölkerung hatten die Malediven die 
höchste Beteiligung am Krieg des Isla-
mischen Staats in Syrien. Ich habe im-
mer befürchtet, diese Islamisten wer-
den zurückkommen, wenn sie aus dem 
Mittleren Osten vertrieben werden. 

Man kann nicht 300 Menschen aus 
einem kleinen Land wie den Maledi-
ven rekrutieren ohne ein Netzwerk, 
und dieses Netzwerk müssen wir fin-
den. Solange wir das nicht erreicht 
haben, bedeutet die Festnahme die-
ser vier jungen Männer wenig. Male 
ist die Hauptstadt der Malediven, ein 
sehr dicht besiedelter Ort. Sie hatten 
die Möglichkeit, diese Bombe in der 
Hauptstadt zur Explosion zu bringen. 

Ich fürchte wir haben längst nicht ge-
nug getan, dieses Netzwerk zu identi-
fizieren, die Verantwortlichen einzu-
sperren und Herr der Lage zu werden. 
Wir beherrschen die Situation über-
haupt nicht.

Auch in Deutschland fürchtet man die 
Rückkehr dieser Extremisten.
Deutschland, die EU, die US-Ameri-
kaner, sie alle müssen nun sehr systema-
tisch vorgehen. Sie sollten uns helfen, 
die Extremisten unterzubringen, bis 
sie sich rehabilitiert haben und zurück 
in die normale Gesellschaft entlassen 
werden können. Aus Deutschland, mit 
seiner 80 Millionen Bevölkerung, ka-
men keine 300 Extremisten nach Sy-
rien, aus den Malediven schon. Leider 
haben die Malediven nur sehr beschei-
dene finanzielle Möglichkeiten. Wir 
haben einfach nicht die Finanzmit-
tel, solche Unterbringungsmöglich-
keiten einzurichten. Die Regierung 
würde das gerne tun, auch unsere Po-
lizei sieht die Notwendigkeit, aber uns 
fehlen die Mittel. Unglücklicherweise 
haben die Extremisten in den Maledi-
ven strategische Positionen in unserem 

Staat besetzt, in der Polizei, im Mili-
tär, bei den Einwanderungsbehörden, 
im Bildungsbereich. Sie wollen den 
Staat von innen aushöhlen und viele 
glauben, es wird ihnen leichtfallen, das 
auch zu tun. 

Wünschen Sie sich mehr Kooperations-
angebote für ein solches Rehabilitations-
programm?
Wo immer möglich, weise ich auf un-
seren Bedarf nach einem solchen Re-
habilitationszentrum hin. Als ostafri-
kanische, somalische Piraten in den 
Indischen Ozean vordrangen, saßen 
über 60 von ihnen in unseren Gefäng-
nissen ein. Wir konnten sie weder re-
habilitieren noch nach Hause schicken, 
weil sie keine Ausweispapiere hatten, 
und es gab ja nirgendwo eine soma-
lische Botschaft. Zu dieser Zeit be-
gannen wir Gespräche mit den Ver-
einten Nationen und einigen Ländern 
mit dem Vorschlag, ein solches Zen-
trum einzurichten, weil zum Beispiel 
die Seychellen, Mauritius und Sri Lan-
ka das gleiche Problem hatten. Ganz 
ähnlich müssen wir uns auch heute zu-
sammentun und so schnell wie mög-

Mohamed Nasheed
Bild: wikimedia, The President‘s Office of the 

Republic of Maldives (CC BY 4.0)
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lich so ein Zentrum aufbauen – eigent-
lich ist es bereits zu spät. Und sobald die 
USA sich aus Afghanistan zurückzie-
hen, werden die Malediven eine noch 
stärkere Verbindung zu einem Taliban-
Staat haben. Leider gibt es keine inter-
nationale Polizei im Indischen Ozean. 
Wenn es eine gäbe, hätten sie mich an-
gerufen und mir gesagt: „Bleiben Sie 
bitte heute Nacht zu Hause, sonst wer-
den Sie in die Luft gejagt.“

Erwarten Sie maledivische Extremisten 
auch aus Afghanistan zurück?
Ja, das nehme ich an. Sie sind alle mitei-
nander verbunden und haben die glei-
che Ideologie und die gleichen Perspek-
tiven. Sie sind ziemlich international 
organisiert und haben eine eigene Be-
freiungsidee. Die kann überall aktiviert 
werden wie eben die Befreiungsideen 
aller Ideologien. Als Religion setzt sich 
der Islam sehr stark für die Freiheit ein 
und ist daher auch so attraktiv für eine 
Menge junger Leute.

Wir freuten uns über den Demokratisie-
rungsprozess in Ihrem Land, besonders 
nach den Wahlen 2018. Sie waren sicher-
lich einer der wichtigsten Protagonisten 
dieses Prozesses. An welchem Punkt sehen 
Sie diesen Demokratisierungsprozess in 
den Malediven im Augenblick?
Glücklicherweise konnten wir die 
Grundvoraussetzungen einer demo-
kratischen Gesellschaft schaffen: 
Meinungsfreiheit, Pressefreiheit, ein 
Mehrparteiensystem, freie Wahlen, 
ein meinungsstarkes Parlament, eine 
freie Presse und Zivilgesellschaft. Da-
her denke ich, jetzt sollten wir in der 
Lage sein, politische Meinungsunter-
schiede mit friedlichen Mitteln aus-
zutragen und etwa einen Regierungs-
wechsel friedlich an der Wahlurne 
herbeizuführen. Das ist sehr wichtig, 
denn vor 2008 haben wir es selten ge-
schafft, eine Regierung mit friedlichen 
Mitteln zu wechseln. 1977 gelangte 
Präsident Gayoom an die Macht und 
ließ sich von dort 30 Jahre lang nicht 
vertreiben. Der Präsident vor Gayoom 
war 28 Jahre lang im Amt. Sie waren au-
tokratische Herrscher und Diktatoren. 
Wir haben jetzt einen politischen Plu-

ralismus erreicht und die meisten Men-
schen glauben daran, dass man sich 
friedlich politisch auseinandersetzen 
kann. Um an die Regierung zu gelan-
gen, braucht man ein politisches Ma-
nifest und die Unterstützung der Men-
schen bei den Wahlen. Will man an der 
Macht bleiben, muss man die Verspre-
chungen, die zum Gewinn der Wahlen 
geführt haben, auch erfüllen.

Konnten die Wünsche und Hoffnungen 
der Opfer der früheren Regierung berück-
sichtigt werden, zum Beispiel durch Re-
habilitationsleistungen an die Opfer oder 
im Rahmen von Justizprozessen? Konn-
te die neue Regierung diese Erwartungen 
erfüllen? 
Als wir 2018 an die Macht kamen, hat-
ten wir keine parlamentarische Mehr-
heit. Daher gelang es uns nicht, die not-
wendigen rechtlichen Voraussetzungen 
für eine Übergangsjustiz parlamen-
tarisch durchzusetzen. Glücklicher-
weise gewannen wir dann 2019 eine  
enorme parlamentarische Mehrheit 
und waren daher in der Lage, Gesetze 
für eine Übergangsjustiz im Parla-
ment anzunehmen, einen Handlungs-
plan aufzustellen und ein Büro einzu-
richten. Dieses Büro funktioniert jetzt. 
Betroffene können ihre Beschwerden 
einreichen und sie werden bearbeitet.

Die frühere reformorientierte Regierung 
Sri Lankas hatte Expert(inn)en der Ver-
einten Nationen eingeladen, sogenannte 
Sonderberichterstatter/-innen, um Teile 
der Regierungsführung und des Justizsys-
tems wiederherzustellen und etwa Men-
schenrechtsverletzungen in Sri Lanka 
aufzuarbeiten. Sehen Sie eine ähnliche 
Notwendigkeit in den Malediven oder 
haben die Malediven ihre eigenen Mög-
lichkeiten?
Es ist immer hilfreich, wenn wir inter-
nationale Unterstützung erhalten. Un-
sere Mittel sind sehr bescheiden und 
unsere Fähigkeiten, unsere Kennt-
nisse sind eingeschränkt. Das Büro 
der Übergangsjustiz sieht internationa-
le Beteiligungen vor, man wird dort um 
internationale Unterstützung nachsu-
chen. Die Max-Planck-Gesellschaft 
aus Deutschland hat uns im Parlament 

sehr geholfen, das Entwurfsverfahren 
für Gesetze sowie parlamentarische 
Prozesse und Verfahren zu verbessern. 
Fragen Sie irgendeinen Mitarbeiter im 
Parlament und sie werden Ihnen bestä-
tigen, dass die Berichterstattung jetzt 
wesentlich verbessert ist und der Pro-
zess der Formulierung von Gesetzen 
gut funktioniert. Abgeordnete kön-
nen keine Gesetze entwerfen und ver-
harren oft beim bloßen Reden.

Vor kurzem haben Sie sich für einen 
Wandel des demokratischen Präsidial-
systems zu einem parlamentarischen de-
mokratischen System eingesetzt. Warum 
glauben Sie, ein parlamentarisches Sys-
tem würde die Politik in den Malediven 
verbessern?
Als politische Partei (Maledivische De-
mokratische Partei) haben wir uns im-
mer für ein parlamentarisches System 
eingesetzt. Da gibt es einfach mehr Be-
ratung vor der Entscheidungsfindung. 
Das Kabinett sitzt im Parlament und 
wird in die Debatte einbezogen, der 
Premierminister wird jede Woche be-
fragt, es gibt eine größere Offenheit 
und Direktheit im parlamentarischen 
System. Ein Präsidialsystem ist oft auf 
die Einzigartigkeit und die Macht des 
Präsidenten ausgerichtet. Aber tue ich 
das, weil ich gerne Premierminister 
werden möchte? Ich wäre gerne Premi-
erminister, daran gibt es keinen Zwei-
fel. Aber das treibt mich in dieser Fra-
ge nicht um. Ich glaube einfach, es ist 
wichtig, dass wir zu einem parlamenta-
rischen System übergehen. Auch glau-
be ich, dass wir die Unterstützung al-
ler Parteien für solch einen Übergang 
erhalten werden und dass es dann we-
sentlich demokratischer zugehen wird 
als jetzt, mit unserem präsidentiellen 
System.

Würde das auch mehr Entscheidungs-
gewalt auf der lokalen Ebene bedeuten? 
Würde die Dezentralisierung dann ein 
Teil dieses Wandels vom präsidentiellen 
hin zu einem parlamentarisches System 
werden?
Genau. Wir veränderten das Dezentra-
lisierungsgesetz bereits. Macht wurde 
auf die unteren Ebenen übertragen, viel 
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mehr als je zuvor. Die kürzlich abge-
haltenen Gemeinderatswahlen basier-
ten bereits auf diesem neuen Gesetz. 
Ein parlamentarisches System wür-
de noch zusätzlich diesen Prozess der 
Übertragung von Macht auf die un-
teren Ebenen unterstützen. Die Atolle 
der Malediven, obwohl sehr klein, wa-
ren historisch gesehen weitgehend un-
abhängig. Sie hatten eine eigene Flagge, 
einen Feudalherren und sie machten al-
les selbst. Die damaligen 13 Atolle, heu-
te sind es 21, waren unabhängig und 
der König in Male regierte die Feudal-
herren. Die Menschen werden daher 
ein dezentralisiertes parlamentarisches 
System nicht als etwas Fremdes emp-
finden, sondern eher an der Tradition 
orientiert und einfacher.

Von außen betrachtet und in Bezug auf 
seine internationalen Beziehungen sehen 
wir zwei Hauptbedrohungen für die Ma-
lediven: Das eine ist der Klimawandel; 
die globale Erwärmung gefährdet die 
Atolle der Malediven. Das andere sind 
die Finanzen, gefährdet durch die chine-
sische Schuldenfalle. 
Zurzeit arbeite ich für die Premiermi-
nisterin von Bangladesch Hasina als 
ihr Botschafter für ambitionierte Kli-
maziele. Sheik Hasina sitzt dem Cli-
mate Vulnerable Forum (CVF) vor. Das 
CVF hat einen Wohlstandsplan ver-
fasst, einen Wirtschaftsplan. Er geht 
davon aus, dass man sehr wohl das 
Wirtschaftswachstum mit der Ret-
tung des Planeten verbinden kann. 
Man kann ein gutes Leben führen, 
ohne den Planeten zu zerstören. Der 
Plan sagt: „You can have your cake and 
eat it too“, das heißt: Du kannst dir sehr 
wohl den Pelz waschen, ohne nass zu 
werden. Es handelt sich dabei um eine 
Entwicklungsstrategie, die mit wenig 
Kohlendioxid (CO2) auskommt, we-
nig Ressourcenausbeutung und dafür 
mehr Recycling vorsieht. Erneuerbare 
Energien sind heutzutage sowohl wirt-
schaftlich als auch finanzierbar. Die 
Wirtschaftsnationen der Welt bewe-
gen sich jetzt in Richtung CO2-Neu-
tralität. Kalifornien ist die fünftgröß-
te Wirtschaft der Welt und ist bereits 
CO2-neutral. Die indischen Ziele für 

Klima und erneuerbare Energien sind 
die höchsten auf der Welt. Und wie Sie 
wissen, das sind mehr als eine Milliar-
de Menschen, die wohlhabend werden 
wollen und das CO2-neutral. Ich glau-
be, die Malediven und die kleinen In-
selstaaten müssen sich für eine solche 
Welt einsetzen. Um diese zu verwirkli-
chen, müssen wir alle Länder von einer 
Entwicklungsstrategie mit wenig CO2 
überzeugen. Ich bin hocherfreut, dass 
zum Beispiel Bangladesch mit über 
250 Millionen Menschen einen Plan 
für nachhaltigen Wohlstand in Anleh-
nung an das CVF erarbeitet hat. Sie 
wollen ihn am 8. Juli in London der Öf-
fentlichkeit vorstellen, in Anwesenheit 
aller Finanzminister der CVF-Länder. 
Entsprechend wird Bangladesch um-
schalten von Kohle und Diesel auf er-
neuerbare Energien. Bangladesch wird 
für mehr Investitionen aus aller Welt at-
traktiv werden, etwa in den Bereichen 
Bewässerung, Landwirtschaft, Haus-
bau, Wasser und Abwassersysteme und 
vielen anderen Formen der Klimaad-
aption.

Anpassung an den Klimawandel be-
deutet in Bangladesch die Nutzung 
von Dämmen und Wellenbrechern, 
um unsere Küstenlinien zu schützen. 
Dies verursacht enorme Kosten. Wir 
haben über 1000 Inseln. Wenn man 
insgesamt die bedrohten Küstenbe-
reiche der Welt misst, wird deutlich, 
dass niemand dafür genug Geld hat. 
Aber man kann Riffe wachsen lassen, 
man kann Mangrovenwälder pflan-
zen, man kann biologische Anpas-
sungen vornehmen zum Beispiel durch 
sogenanntes Soft Engineering im Ge-
gensatz zu Stahl und Beton. Dafür 
braucht man natürlich die Technolo-
gie, aber vieles davon gibt es ja bereits. 
Ich setze mich auch für die genetische 
Veränderung der Korallen ein, sodass 
sie schneller wachsen. Viele werden das 
wohl nicht mögen, weil das genetische 
Eingriffe in die Biodiversität mit sich 
bringt. Aber ich fürchte, selbst wenn 
wir arbeiten bis zum Umfallen, wer-
den wir den Planeten nicht retten. Wir 
brauchen Ideen zur Anpassung an den 
Klimawandel. Die Dutch Docklands 

haben zusammen mit der Universi-
tät von Kopenhagen 2010 begonnen, 
die erste schwimmende Stadt auf den 
Malediven zu bauen. Ich hoffe, solche 
Ideen und die dazu erforderliche Tech-
nologie wird es im Rahmen der Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawan-
del mehr und mehr geben.

Deutschland wünscht sich eine bilate-
rale Kooperation zu erneuerbaren En-
ergien und stellt viele Investitionen zur 
Verfügung.
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz, 
das in Deutschland angenommen wur-
de, hat letztlich die erneuerbaren En-
ergien wirtschaftlich gemacht. Und es 
ist sehr gut, dass deutsche Investitionen 
in alle diese Länder fließen. Ich wür-
de mich freuen, deutsche Investitionen 
für Bangladeschs erneuerbare Energien 
zu sehen.

Was wären Ihre Prioritäten für Investi-
tionen in erneuerbare Energien in den 
Malediven?
Unser Energiebedarf ist vergleichswei-
se klein, und es gibt ja genügend Son-
nenschein. Ich hoffe, dass bald besse-
re Batterietechnologien zur Verfügung 
stehen werden. Unser Problem ist die 
Speicherung von Energie, denn die 
Sonne scheint nun mal nur am Tag, 
also brauchen wir Vorratshaltung. Und 
wir brauchen Transport. Für uns ist es 
wichtig, dass Menschen in die Maledi-
ven fliegen können, ohne den Planeten 
zu schädigen. Wir brauchen daher In-
vestitionen in solche Schlüsseltechno-
logien und das möglichst bald. Eine er-
hebliche Regierungsfinanzierung wird 
für solche Ideen erforderlich sein und 
das ist viel wichtiger als die internatio-
nale Finanzierung von Dämmen und 
Wellenbrechern in den Malediven. 

Das deutsche Alfred-Wegener-Institut 
hat Öl und Gasfelder auf den Maledi-
ven entdeckt. Wie lange, denken Sie, wer-
den die Malediven sowohl von Kohlen-
stoff basierten als auch von erneuerbaren 
Energien abhängig bleiben? 
Für die neue Regierung, den Minister 
und das Ministerium kommt das nicht 
infrage. Ich glaube, noch nicht einmal 
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der frühere Präsident Yameen hätte das 
in Angriff genommen. Es war einfach 
mal so ein Plan, um zu sehen, ob man 
fossile Energien oder Diesel in den Ma-
lediven produzieren kann. Fossile En-
ergie ist ja heutzutage viel teurer. Selbst 
wenn man sie haben möchte, niemand 
wird in diese überkommene viktoria-
nische Technologie mehr investieren, 
die Erneuerbaren sind viel günstiger 
geworden.

Die Wirtschaft der Malediven hängt zu 
großen Teilen vom Tourismus und von 
der Fischerei ab, mit allen negativen Ne-
benwirkungen. Haben Sie Pläne, alter-
native Quellen für das Einkommen der 
Menschen zu entwickeln?
Alles Wirtschaften hing zumeist von ir-
gendeiner Form von Produktion oder 
Ressourcenausbeutung ab. Demge-
genüber zielt der CVF-Wohlstands-
plan auf Produktion durch Recy-
cling. Wenn man es genau bedenkt, 
haben Extraktion und Ausbeutung 
seit dem Industriezeitalter stattgefun-
den. Es existiert also eine riesige Men-

ge bereits extrahierter Ressourcen. Da-
her müsste es möglich sein, all das zu 
recyceln und auf dieser Basis einige 
hundert Jahre zu leben. Die Maledi-
ven beuten das Meer nicht aus, wir an-
geln einen Fisch nach dem anderen, wir 
haben keine Schleppnetze, wir haben 
keine riesigen schwimmenden Fischfa-
briken, das ist nicht unser Problem. Es 
sind die großen europäischen Trawler 
im Indischen Ozean, es sind die chi-
nesischen, die japanischen, die südko-
reanischen Trawler. Die Leute müssen 
lernen, wie man fischt. Wir wissen das, 
und wir können es euch lehren. Wir ver-
dienen mehr Geld mit unserer Fische-
rei als die Fabrikschiffe. Die Seychellen 
zum Beispiel haben ihre Fischgründe 
an europäische Länder verpachtet, aber 
sie verdienen damit nicht einmal 100 
Millionen US-Dollar. Wir verdienen 
2,5 Milliarden US-Dollar mit unserer 
Fischerei und wir verkaufen zu einem 
viel höheren Preis.

Würde es nicht viel weitergehende, poli-
tische Vereinbarungen zum Beispiel mit 
der EU brauchen, um es der lokalen Fi-
schereiwirtschaft zu ermöglichen, einen 

eher lokalen und ökologischen Wirt-
schaftskreislauf einzurichten?
Ich würde es umgekehrt formulieren. 
Ich würde sagen, die EU sollte nicht 
unsere lokale Fischerei, sondern statt-
dessen ihre eigene Fischerei unterstüt-
zen. Mit anderen Worten, zieht euch 
zurück. Wir kommen mit unserer Fi-
scherei sehr gut klar, solange ihr bereit 
seid unsere Produkte zu kaufen. Im-
mer noch belegt ihr unsere Produkte 
mit 20 Prozent Zoll. Aber wir angeln 
einen Fisch nach dem anderen. 

Brauchen die Malediven niedrigere 
Zölle?
Wir brauchen einfach normalen 
Handel. Die EU gibt Konzessionen 
an viele Länder, aber nicht an die Ma-
lediven, weil das die französischen 
und spanischen Fischereif lotten im 
Indischen Ozean weniger rentabel 
macht. Die Zölle, die wir auf eure 
Alkoholika und andere Produkte er-
heben, sind viel niedriger als dieje-
nigen, die ihr unserer Fischerei auf-
erlegt. Wir wollen einfach Handel, 
fairen Handel. Wir können den Spa-
niern und Franzosen das Fischen bei-
bringen, und ich bin mir sicher, sie 

Wichtiger Wirtschaftszweig: Die Fischerei
Bild: Asian Development Bank, flickr (CC BY-NC 2.0)
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lernen sehr schnell. Schaut euch an, 
wie wir das machen und seht, dass un-
sere Produktionskapazität viel größer 
ist. Die Spanier und Franzosen und 
ihre billigen Vertragsarbeiter aus al-
ler Welt verbringen mehr Zeit auf der 
hohen See als erforderlich und arbei-
ten viel härter.

Lassen Sie uns zur Frage der Wirtschaft 
und der Finanzen am Beispiel der chi-
nesischen Schulden übergehen. Wie stel-
len Sie sich vor, aus diesen Schulden he-
rauszukommen?
China hört es nicht gerne, wenn ich 
sage, dass wir uns in einer chine-
sischen Schuldenfalle befinden. Sie 
haben uns sehr viel Geld zur Verfü-
gung gestellt, aber gleichzeitig haben 
sie die Preise für die Projekte in die 
Höhe getrieben, wenngleich nicht die 
Zinssätze der Kredite. Wenn man 
eine einfache Kalkulation anstellt 
und das Geld, über 4,85 Milliarden 
US-Dollar, das die Chinesen den Ma-
lediven zur Verfügung gestellt hat, 
vergleicht mit der Menge an Beton, 
die dann tatsächlich verbaut wurde, 
dann sieht man, das passt nicht zuei-
nander. Weil sie die Preise für die Pro-
jekte, die sie uns verkauft haben, so 
in die Höhe trieben, wurden die Pro-
jekte unwirtschaftlich und wir kön-
nen sie nicht zurückzahlen. Schau-
en Sie sich die Brücken, die Straßen 
und anderes an. Es ist sehr teuer. Das 
Geld selbst ist nicht teuer, die Zins-
sätze sind nicht das Thema, aber die 
schiere Höhe des Kredits schafft so 
viel an Schulden, dass sie nicht zu-
rückgezahlt werden können.

Erwarten Sie Unterstützung von der 
Weltbank oder dem Internationalen 
Währungsfonds, um das Geld an China 
zurückzuzahlen?
Nein, die Chinesen müssen unsere 
Schulden re-strukturieren. Sie müs-
sen verstehen, die Bauten und Infra-
struktur, die wir erhalten haben, kön-
nen die Kredite nicht finanzieren. Sie 
müssen einen Abschlag auf ihre Kredite 
akzeptieren und die Schuldendienste 
umstrukturieren. Wir müssen einfach 
in einen richtigen Schulden-Restruk-

turierungsprozess mit den Chinesen 
eintreten.

In Sri Lanka haben chinesische Kredite 
den Aufbau einer besseren sozialen Infra-
struktur behindert. Sehen Sie ähnliche 
Auswirkungen der chinesischen Kredite 
auf die Malediven?
Glücklicherweise hat die neue Regie-
rung der Malediven aufgehört, chi-
nesische Schulden aufzunehmen. Wir 
wollen transparente Ausschreibungs-
prozesse, bevor Verträge unterschrie-
ben werden. Wir brauchen den rich-
tigen Vertrag mit dem richtigen Preis 
für das richtige Projekt – und das muss 
eines sein, das auch gebraucht wird. 
Man will ja Brücken nicht ins Nirgend-
wo hinbauen, nur, weil man eine Kre-
ditlinie zugesichert bekommen hat, 
um Infrastruktur zu bauen. Ich glau-
be auch, der Bau all dieser Infrastruk-
tur ist gar nicht notwendig. Wir sollen 
lieber bei uns Fähigkeiten und Kom-
petenzen aufbauen, wir müssen unse-
re Menschen besser ausbilden. 

Die Malediven befinden sich in einer ge-
opolitischen Lage, die sie für Großmäch-
te interessant macht. Welchen Spielraum 
zwischen den Großmächten sehen Sie für 
die Zukunft?
Indien ist unser Nachbar, und diese 
Realität muss man einfach sehen. Wir 
essen das gleiche Essen, wir schauen 
die gleichen Filme, wir tanzen zu den 
gleichen Melodien, wir sind eine kultu-
relle Einheit und deswegen haben wir 
auch eine „Indien-Zuerst“-Außenpoli-
tik. Das bedeutet nicht, dass man nicht 
auch offen für andere Länder und an-
dere internationale Beziehungen sein 
kann. Indien ist ein demokratisches 
Land, und ich denke, wenn wir Be-
schwerden haben, können wir sie mit 
Indien besprechen. Wenn Indien uns 
einen falschen Kredit gibt, dann gibt es 
ein Gericht in Indien, vor das ich zie-
hen kann und mein Recht kriege. Wir 
haben eine traditionelle Freundschaft 
mit den europäischen Ländern. Natür-
lich sind wir sehr abhängig vom Touris-
mus. Wir haben gute Beziehungen mit 
Deutschland, Frankreich, Italien und 
Großbritannien. Historisch sind wir 

mit Großbritannien verbunden und 
deswegen sind die westlichen Alliier-
ten auch attraktiv für uns. Ich komme 
aus einer Partei der rechten Mitte. Mei-
ne politischen und diplomatischen Al-
lianzen werden immer auf meiner Ide-
ologie beruhen.

Wenn Sie einen Wunsch an Deutschland 
oder die EU hätten, was wäre Ihre Er-
wartung?
Erinnern Sie sich an die COP (Confe-
rence of the Parties) 2010, die Pariser 
Klimakonferenz. Mehr als die Hälf-
te aller Länder haben ihre Verspre-
chungen im Pariser Vertrag nicht ein-
gelöst. Sie haben ihre Ziele und Pläne 
nicht veröffentlicht und die Finanzen 
nicht aufgebracht. Sie sagten, sie wür-
den 100 Milliarden US-Dollar aufbrin-
gen. Da bleibt eine Lücke. Deutschland 
hat die versprochenen Gelder bereit-
gestellt. Ich wünsche mir ein stärkeres 
Deutschland in der internationalen 
Gemeinschaft. Es würde uns allen gut-
tun, wenn Deutschland sich dafür ent-
scheidet, eine robuste und engagiertere 
Rolle im Indischen Ozean und in der 
internationalen Politik zu spielen. 

Wir bedanken uns für das Interview und 
wünschen Ihnen eine vollkommene Ge-
nesung.

Aus dem Englischen übersetzt  
von Peter Lanzet
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